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gesamtschweizerisch eine einheitliche Schieds-
ordnung für internationale Schiedsfälle an. Diese
stellt eine diskrete Streiterledigung sicher und misst
der Parteiautonomie eine grosse Bedeutung zu.

– Neu bieten die Handelskammern Basel, Bern,
Genf, Neuenburg, Tessin, Waadt und Zürich seit
dem 1. April 2007 unter dem Namen «Swiss
Rules of commercial Mediation» (www. sccam.org)
gesamtschweizerisch eine einheitliche Mediati-
onsordnung für Wirtschaftskonflikte für Unter-
nehmen im In- und Ausland als alternative Mög-
lichkeit zur einvernehmlichen Konfliktlösung an.
Sie basiert dabei auf dem freien Willen der
Parteien.

– Der Handels- und Industrieverein engagiert sich
als Sponsor in verschiedenen Bereichen, die
einen engen Bezug zur bernischen Wirtschaft
und Politik bzw. den in seinem Schwerpunktpro-
gramm definierten Hauptanliegen (Steuern sen-
ken, Bildung stärken, Verkehr optimieren) auf-
weisen.

– Als Mitglied geniessen Sie alle Vorteile, welche
die viersprachige Datenbank der schweizerischen
Industrie- und Handelskammern Swissfirms
(www.swissfirms.ch) Ihnen bietet. Sie dient sowohl
als Kooperationsbörse als auch der Suche nach
Produkten und Dienstleistungen.

– In den vom Handels- und Industrieverein in Zu-
sammenarbeit mit der Ernst-Schmidheiny-Stiftung
organisierten Wirtschaftswochen lernen Schüle-
rinnen und Schüler der Mittelschulen durch den
persönlichen Kontakt und durch praxisbezogene
Diskussionen mit Vertretern der Wirtschaft die
Arbeit einer Unternehmung und deren Umwelt zu
verstehen und zu beurteilen. Zentrales Element
der Wirtschaftswochen ist das «WIWAG» ge-
nannte Computerplanspiel in einer interaktiven
Management Simulation.

Exportdienst
Als Partner des Business Network Switzerland und
eine von 18 Handelskammern in der Schweiz bietet
der Handels- und Industrieverein des Kantons Bern
den Berner Unternehmen eine vielfältige Palette an

Exportdienstleistungen an. Wir agieren als Export-
Beratungsstützpunkt für das Mittelland und
freuen uns, Ihnen mit unserem Wissen und der Aus-
stellung der erforderlichen Zolldokumente Ihre Ex-
portabwicklung zu erleichtern. Mitglieder profitieren
u.a. von tieferen Gebühren und geringerer Kautions-
leistung bei Carnets ATA/CPD.

Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft beim Handels- und Industrieverein
des Kantons Bern erfolgt via Mitgliedschaft zur loka-
len Sektion. Jede Sektion legt die Mitgliederbeiträge
autonom fest.

Als Firmenmitglieder werden aufgenommen
– im Handelsregister eingetragene Unternehmungen;
– Angehörige freier Berufe;
– Organisationen des Handels, der Industrie,

des Dienstleistungssektors und des Gewerbes.

Als Einzelmitglieder werden aufgenommen
– Teilhabende, Organe oder Bevollmächtigte eines

Mitgliedunternehmens;
– dem Handel, der Industrie, des Dienstleistungs-

sektors oder dem Gewerbe nahe stehende
Personen.
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Firmenbesuch des kantonalen Handels- und Industrievereins bei
der AVAG AG für Abfallverwertung Thun. Die AVAG beschäftigt
90 Mitarbeitende und besorgt die Abfallbewirtschaftung für die
Bevölkerung von 149 Gemeinden im südlichen Teil des Kantons
Bern.
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Auch im 2008 hat sich der
Handels- und Industrieverein
bei einer Vielzahl von wirt-
schaftspolitisch relevanten
Geschäften engagiert mit dem
Ziel, die Standortbedingungen
für die Unternehmen in unse-
rem Kanton zu verbessern.
Dabei spielten die in unserem
Programm vom Mai 2006
deklarierten Schwerpunkte
«Bildung stärken», «Verkehrs-

erschliessung verbessern» und «Steuern senken»
eine zentrale Rolle. Wie die nachstehenden Ausfüh-
rungen allerdings zeigen, sind immer wieder auch
Engagements in anderen Bereichen gefragt. So
beispielsweise in der Energiepolitik, wo es gilt, die
Interventionslust des Kantons Bern zurückzubinden
und die Versorgungssicherheit zu gewährleisten
(z.B. mittels Verlängerung der Betriebsbewilligung
und mittelfristigem Ersatz des Kernkraftwerks
Mühleberg).

In der Folge wird eine Auswahl von politischen
Geschäften präsentiert, mit denen sich unsere Ge-
schäftsstelle im Berichtsjahr befasst hat. Zahlreiche
telefonische Stellungnahmen und unterstützende
Mailinformationen sowie die sehr umfangreichen
Arbeiten im Rahmen der parlamentarischen Gruppe
Wirtschaft und im Grossen Rat können hier aus
Diskretionsgründen nicht erwähnt werden. Lobby-
arbeit kann meist nur dann erfolgreich sein, wenn
sie mit leisen Tönen erfolgt und keine Urheberschaft
für gute Ideen reklamiert.

Studie zur volkswirtschaftlichen Bedeutung der
Stromwirtschaft für den Kanton Bern (Januar)
Im Auftrag des Handels- und Industrievereins des
Kantons Bern des Verbandes Berner KMU erstellte
BAK Basel Economics eine umfassende Studie
zur volkswirtschaftlichen Bedeutung der Stromwirt-
schaft in unserem Kanton. Die Studie zeigt auf,
welche Vorteile der Kanton Bern neben der Siche-
rung der Stromversorgung bezüglich Wertschöpfung,
Beschäftigung und Steuererträgen hat, wenn die
Stromerzeugung weiterhin an einem Standort in der
näheren Umgebung erfolgt und nicht durch Strom-
importe ersetzt wird. So generiert ein neues Kern-
kraftwerk Mühleberg als volkswirtschaftlichen

Nutzen jährlich rund 500 Millionen Franken an Wert-
schöpfung und etwa 1300 Arbeitsplätze im Kanton
Bern. Die Studie kann auf den Webseiten von BAK
Basel oder des HIV heruntergeladen werden.

Abstimmungskampf für die Grossratsvorlage
und gegen den Volksvorschlag zur Revision
des Steuergesetzes (Februar)
Gemeinsam mit zahlreichen Partnerverbänden und
bürgerlichen Parteien führte der HIV mit grossem
Engagement den Abstimmungskampf für die Schul-
denbremse und vor allem für die Grossratsvorlage
zum Steuergesetz und gegen den entsprechenden
Volksvorschlag der Linken. Wie erwartet stimmten
die Berner Stimmberechtigten der Schuldenbremse
zu. Betreffend Steuergesetzrevision gaben sie in-
dessen dem Volksvorschlag den Vorzug, was sehr
zu bedauern ist.
Die Einführung einer Schuldenbremse ist ein wich-
tiger Meilenstein einer vernünftigen Finanzhaus-
haltspolitik. Es wird damit eine Neuverschuldung
verhindert und zudem der Schuldenabbau gefördert.
Die auf unbestimmte Zeit verlängerte Steuererhö-
hungsbremse, welche ebenfalls Gegenstand der
Vorlage «Schuldenbremse» war, sorgt zudem dafür,
dass allfälligen Defiziten in der laufenden Rechnung
nicht mit zusätzlichen Steuern sondern mit Aus-
gabendisziplin zu begegnen ist.
Die Annahme des Volksvorschlages zum neuen
Steuergesetz bedeutet ein erster, wenn auch unge-
nügender Schritt zu einem erträglicheren Steuer-
klima in unserem Kanton. Die Position des Kantons
Bern im schweizerischen Steuerbelastungsvergleich
wird sich ab 2009 bei einzelnen Einkommenskate-
gorien zwar leicht verbessern. Die Konkurrenz durch
diejenigen 17 Kantone, in denen teilweise viel wei-
ter reichende Steuersenkungen beschlossen oder
bereits umgesetzt sind, wird allerdings dafür sorgen,
dass diese Verbesserung in Kürze «dahin schmel-
zen wird, wie das Eis in der Sonne». Die Befürwor-
ter des Volksvorschlags – mithin die rot-grünen
Regierungsmitglieder – erliegen sodann der Illusion
zu glauben, der Staat werde profitieren, wenn man
gute Steuerzahler vergrämt. Dies wird lediglich
zu einer weiteren Minderung des Steuersubstrats
(Wegzüge, mangelnde Zuzüge guter Steuerzahler)
führen, mit der Folge, dass am Schluss der Mittel-
stand die Zeche bezahlen muss. Der HIV lässt sich
durch die unsäglich träge Haltung der Berner Regie-

(Wirtschaftspolitischer) Rückblick des Direktors
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rungsmehrheit nicht davon abhalten, weiterhin mit
Vehemenz für volkswirtschaftlich notwendige Steuer-
senkungen zu kämpfen. Die Steuergesetzrevision
2011 steht schon vor der Tür …

Stellungnahme zum Projekt «Futura-Zukunft
der Vorsorge im Kanton Bern» (Juni)
Im Rahmen seiner detaillierten Stellungnahme
sprach sich der HIV klar für einen Primatwechsel bei
den Pensionskassen des Staatspersonals und der
Lehrerschaft aus und begrüsste grundsätzlich das
hierzu vorgeschlagene Vorgehen. Die Vorteile eines
Wechsels zum Beitragsprimat liegen nämlich auf
der Hand, selbst wenn die Personalverbände diese
nicht sehen wollen: Die finanzielle Zukunft der Kas-
sen wird sicherer, ein Debakel wie bei der BLVK ist
nicht mehr möglich, die Versicherten können stärker
von Zinserträgen profitieren und es gibt mehr Flexi-
bilität bei wechselnden Anstellungsverhältnissen. Im
Übrigen werden ungerechte Solidaritäten korrigiert.
Die meisten Kantone sowie der Bund haben eben-
falls bereits umgestellt, die Privatwirtschaft ohnehin.

Vernehmlassung zur Strassenverordnung (Juni)
Mit einem neuen Strassengesetz (es ersetzt das
bisherige Strassenbaugesetz) soll eine langfristige
Planung der Investitionen in den Strassenbau und
eine bessere Verknüpfung mit der Siedlungsent-
wicklung ermöglicht werden. Heute beschliesst der
Regierungsrat alle zwei Jahre ein auf vier Jahre
angelegtes Strassenbauprogramm. Neu sollen die
Veränderungen von strategischer Bedeutung im
kantonalen Strassennetz mit dem Instrument eines
Strassennetzplans festgelegt werden. Der Strassen-
netzplan soll alle 8 Jahre für einen Zeitraum von
16 Jahren vom Regierungsrat beschlossen und vom
Grossen Rat zur Kenntnis genommen werden. Im
Nachgang zum Strassennetzplan soll dem Grossen
Rat zudem ein Investitionsrahmenkredit zum Be-
schluss unterbreitet werden. Bei der Finanzierung
soll das bisherige komplizierte Lastenverteilungs-
system durch eine klare Aufgaben- und Lastenver-
teilung zwischen Kanton und Gemeinden ersetzt
werden. Zur Umsetzung der Gesetzesvorlage ist auch
eine Verordnung notwendig. Diese bildete – wie
schon früher das Gesetz – Gegenstand einer Ver-
nehmlassung, in welcher sich der HIV umfassend
äusserte. Das Inkrafttreten ist für den 1. Januar
2009 vorgesehen. Der erste Strassennetzplan wird

dem Grossen Rat allerdings erst im Jahr 2012 zur
Kenntnis gebracht.

Stellungnahme zur «Bezeichnung der vier
Sonntage, an denen für die Arbeit im Verkauf
keine Bewilligung nötig ist» (Juni)
In seiner Stellungnahme unterstützte der HIV die
Bezeichnung von vier Sonntagen, an denen für die
Arbeit im Verkauf (Detailhandel) keine spezielle
Bewilligung mehr einzuholen ist. Aus wirtschaftlicher
Sicht betonte er, dass es vor allem notwendig sei,
die zwei letzten Sonntage vor Weihnachten (grösste
Nachfrage) als solche festzulegen.

Stellungnahme zur Gesamtstrategie «Optimie-
rung Berufsschulorganisation ‘08» (Juni)
Der HIV begrüsste grundsätzlich die Gesamtstrate-
gie zur Optimierung der Berufsschulorganisation
und hielt zusammenfassend fest, dass ihm die Zen-
tralisierung der Standorte und Infrastrukturen, eine
regionale Berücksichtigung der zukünftigen Bedürf-
nisse der Wirtschaft und die Nutzung von Synergien
im Bereich der Verwaltung, Infrastruktur und Lehr-
kräfte ein Anliegen ist.

Vernehmlassung zum Bericht «Optimierung der
Aufgabenteilung und des Finanz- und Lasten-
ausgleichs im Kanton Bern FILAG 2012» (Juni)
Der Regierungsrat unterbreitete den Vernehmlas-
sern einen Bericht über die per 2012 beabsichtigte
Optimierung der Aufgabenteilung und des Finanz-
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Grosser Rat des Kantons Bern: Für den Handels- und Industrie-
verein gilt es, mit grosser Hartnäckigkeit weiter an der Realisierung
unserer politischen Schwerpunkte zu arbeiten: Bildung stärken;
Verkehrserschliessung verbessern; Steuern senken; und seit 2008
zusätzlich: Energieversorgung sichern.
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und Lastenausgleichs mit folgendem wesentlichen
Inhalt:
1. Die Pauschalabgeltung der Zentrumslasten soll

sich wie bisher auf die drei grössten Städte Bern,
Biel und Thun beschränken.

2. Der Lastenausgleich für die Finanzierung der
Lehrergehälter soll abgeschafft und durch ein
System ersetzt werden, welches den Gemeinden
Anreize zur Optimierung der Schulstrukturen
bietet.

3. Bei der institutionellen Sozialhilfe schlägt der
Regierungsrat zwei Varianten vor: Die Variante I
beinhaltet eine Optimierung des bisherigen
Systems, während die Variante II die Eigenver-
antwortung der Gemeinden mit einem Selbst-
behalt stärken will.

4. In Zukunft soll der Grosse Rat unter bestimmten
Voraussetzungen Gemeindefusionen auch gegen
den Willen einzelner Gemeinden verordnen
können.

Der HIV nahm zu diesem wichtigen Dokument
umfassend Stellung. Er moniert aus der Sicht der
Wirtschaft beziehungsweise aus einer volkswirt-
schaftlichen Gesamtsicht zunächst folgendes:
Einerseits besteht die Notwendigkeit eines gewissen
finanziellen Ausgleichs unter den Regionen.
Andererseits bewirkt gerade dieser Ausgleich bzw.
die Nivellierung, dass noch einigermassen intakte
Wirtschaftsstandorte zwecks Etablierung eines
generellen Mittelmasses geschwächt werden.
Letztlich kann dann auch strukturschwachen
Gemeinden nicht geholfen werden, wenn das
Steuersubstrat insgesamt fehlt. Im weiteren ent-
stehen falsche Anreize, indem schwache Gemein-
den keinen Druck mehr spüren, sich mit anderen
zusammenzuschliessen (Struktur erhaltende Wir-
kung). Kurz gesagt: Man befindet sich beim FILAG
in einem Zielkonflikt zwischen regionalem Ausgleich
und der Notwendigkeit, die für diesen Ausgleich
erforderlichen Mittel überhaupt erwirtschaften zu
können. Grundsätzlich begrüsste der HIV aber die
beabsichtigte Revision. Dies insbesondere deshalb,
weil die bisherigen Lastenverteilsysteme keine
Kosteneinsparungen und erst noch Fehlanreize ge-
bracht haben. Die entsprechende Gesetzesvorlage,
welche nun dem Bericht folgen wird, wird Gelegen-
heit zu weiteren Erörterungen geben.

Mitwirkungseingabe zum generellen Strassen-
plan Zufahrt Emmental (September)
Nachdem sich der HIV bereits zur so genannten
Zweckmässigkeitsbeurteilung geäussert hatte,
unterstützte er gemeinsam mit der regionalen Sek-
tion Burgdorf-Emmental auch den aufgelegten
Strassenplan. Das Regionszentrum Burgdorf und
vor allem auch die dahinter liegenden Ortschaften
leiden nämlich massiv unten den kapazitätsbe-
dingten Störungen auf der Zufahrt zur Autobahn.
Mit der Auflage des generellen Strassenplans wurde
ein erster Schritt in die richtige Richtung getan.
Der HIV begrüsste die vorgesehene Linienführung
entsprechend der seinerzeitigen Variante West.
Gleichzeitig wurde übrigens auch der lang ersehnte
Strassenplan für die Wirtschaftsstrasse Oberaargau
(besserer Anschluss der Region Langenthal an die
Autobahn) aufgelegt, mit welchem ebenfalls eine
längjährige Forderung der Wirtschaft erfüllt wird.
Beide Projekte sind für den HIV prioritär. Deren
Finanzierung ist im Moment Gegenstand von politi-
schen Diskussionen. Der Kanton versucht, diese
mittels Platzierung im Strassennetzplan des Bundes
sicherzustellen. Ob dies gelingen wird, ist derzeit
offen.

Fachkonsultation zum kantonalen öV-Konzept
2010–2013 (September)
Die Festlegung des Angebots des öffentlichen
Verkehrs geschieht im Wesentlichen in folgenden
Schritten:
1. Durchführung von Korridorstudien und teil-

regionalen Planungen unter Federführung der
Regionalen Verkehrskonferenz (RVK)

2. Erarbeitung der regionalen Angebotskonzepte
durch die RVK

3. Erarbeitung des kantonalen Angebotskonzepts
durch das Amt für öffentlichen Verkehr

4. Angebotsbeschluss durch den Grossen Rat
5. Definitive Version des Angebotskonzepts
Das Angebotskonzept 2010–2013 wurde im Rah-
men einer Fachkonsultation den interessierten Krei-
sen – unter anderem auch dem HIV – zugestellt.
Der HIV erarbeitete gemeinsam mit wirtschaftsorien-
tierten Verkehrsexperten eine detaillierte Eingabe.
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